
Allgemeine Geschäftsbedienungen
1. GeltungsbereichFür alle vom Auftragnehmer übernommenen Aufträge geltenvorrangig die nachstehenden Geschäftsbedingungen, sowieergänzend die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB, Teil B,DIN 1961) in der bei Vertragsabschluss gültigen Fassung. Die VOB,Teil B, liegt in den Geschäftsräumen des Auftragnehmers zur Einsichtaus. Die Geschäftsbedingungen und die VOB, Teil B, haben Vorrangvor abweichenden Einkaufs- oder ähnlichen Bedingungen desKunden. Bei laufenden Geschäftsbeziehungen bilden sie dieGrundlage für alle weiteren Geschäfte.
2. Angebote und Angebotsunterlagen2.1 Angebote sind für die Dauer von 24 Werktagen ab Datum desAngebots verbindlich, soweit nichts anderes bestimmt ist.2.2 Die zu dem Angebot gehörigen Unterlagen, wie Abbildungen,Zeichnungen, Gewichts- und Maßangaben, sind nur annäherndmaßgebend. Soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnetsind.2.3 Alle Eigentums- und Urheberreichte an dem Angebot und sämtlichenUnterlagen dürfen ohne Genehmigung des Anbieters wederweitergegeben, veröffentlicht oder vervielfältigt noch für einenanderen als den vereinbarten Zweck benutzt werden.2.4 Behördliche oder sonstige Genehmigungen sind vom Auftraggeberauf eigene Kosten zu beschaffen. Der Auftragnehmer hat hierzunotwendige Unterlagen dem Auftraggeber zur Verfügung zu stellen.2.5 Sämtliche Nebenarbeiten (z.B. Maurer-, Stemm-, Verputz-,Zimmermanns-, Erd-, Elektro-, Malerarbeiten) sind im Angebot nichtenthalten, sofern sie nicht in Positionen gesondert mit Menge undPreis aufgeführt sind. Falls sie vom Auftragnehmer ausgeführtwerden, sind sie gesondert zu vergüten.2.6 Gerüste, Strom- und Wasseranschlüsse sind bauseits zu stellen.2.7 Während der Ausführung der Arbeiten ist für die Aufbewahrung vonBaustoffen und Werkzeugen etc. und zum Aufenthalt für dieausführenden Arbeitnehmer ein verschließbarer Raum bauseitigkostenlos zur Verfügung zu stellen. Leitungen undEinrichtungsgegenstände gehen in die Obhut des Auftraggebers über.



Allgemeine Geschäftsbedienungen2.8  Montagen, die aus vom Auftragnehmer nicht zu vertretendenGründen ausgeführt bzw. wiederholt werden, sind gesondert zuvergüten.
3. Preise3.1 Die Preise verstehen sich zuzüglich der gesetzlich festgelegtenMehrwertsteuer, die gesondert auszuweisen ist.3.2 Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Dauerschuldverhältnissensowie bei Vereinbarungen, die Liefer-oder Leistungsfristen von mehrals vier Monaten nach Vertragsabschluss enthalten, Verhandlungenüber eine Preisanpassung zu verlangen, wenn nachstehendePositionen eine Erhöhung erfahren: Preise für das insgesamt benötigte Material ab Vertragsabschlussoder Lohn-. Lohnnebenkosten durch gesetzliche oder tarifliche Veränderungen oder die Mehrwertsteuer.3.3 Für nachträglich verlangte Über-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsstundensowie für den Auftragnehmer unvorhersehbare Arbeiten untererschwerten Bedingungen werden tarifliche Zuschläge oder Zulagenberechnet.3.4 Für den Fall einer teilweisen oder vollständigen Vertragsauflösung(Vertragskündigung) durch den Auftraggeber ohne wichtigen Grundkann der Auftragnehmer die Rechte nach §8 Nr. 1, Absatz 2 VOB, TeilB oder eine Pauschale in Höhe von zehn Prozent des gekündigtenAuftragwertes geltend machen, wobei der Auftraggeber berechtigt ist,den Beweis eines geringeren Schadens zu führen.
4. Zahlung4.1 Für alle Zahlungen gilt § 16 der VOB, Teil B.4.2 Die Zahlungen sind ohne jeden Abzug zu leisten, soweit nichtsanderes  vereinbart ist.
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4.3 Wechselzahlungen sind nur bei besonderer Vereinbarung zulässig.Akzepte oder Kundenwechsel werden nur erfüllungshalberangenommen: die hierbei anfallenden Kosten und Spesen gehen zuLasten des Zahlungspflichtigen.Werden die Zahlungsbedingungen nicht eingehalten oder wird einScheck bzw. ein Wechsel nicht eingelöst, so werden sämtlicheoffenstehende Forderungen fällig.Nach fruchtlosem Ablauf einer vom Auftragnehmer gesetztenNachfrist von zwölf Werktagen, verbunden mitKündigungsandrohungen, ist er sodann berechtigt den Vertragschriftlich zu kündigen und die Arbeiten einzustellen, sowie allebisher erbrachten Leistungen nach Vertragspreisen abzurechnen undSchadenersatzansprüche zu stellen.
5. Lieferzeit und Montage5.1 Sind Ausführungsfristen nicht vereinbart, so ist mit den Arbeitenunverzüglich nach Auftragsbestätigung, spätestens jedoch zwölfWerktage nach Aufforderung durch den Auftraggeber, zu beginnen,sofern der Auftraggeber die nach Ziffer 2 erforderlichen Unterlagenbeigebracht hat, ein ungehinderter Montagebeginn an der Baustellegewährleistet und eine eventuell vereinbarte Anzahlung beimAuftragnehmer eingegangen ist.5.2 Verzögern sich Aufnahme, Fortführung oder Abschluss der Arbeitenaus Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten hat und schafft ernicht unverzüglich Abhilfe auf Verlangen des Auftragnehmers, sokann dieser bei Aufrechterhaltung des Vertrages Schadensersatzgemäß § 6 Nr. 6 VOB, Teil B verlangen oder dem Auftraggeber eineangemessene Frist zur Vertragserfüllung setzen und erklären, dass erden Vertrag nach fruchtlosem Ablauf der Frist kündigen werde.Für den Fall der Kündigung steht dem Auftragnehmer neben seinembis dahin entstandenen Werklohn ein Anspruch auf Ersatz derMehraufwendung zu, die er zum Beispiel (neu) für das erfolgloseAngebot sowie für die Aufbewahrung und Erhaltung des geschuldetenGegenstandes machen musste.
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6. Abnahme und GefahrübergangMit der Abnahme geht die Gefahr auf den Auftraggeber über.Gerät der Auftraggeber mit der Abnahme in Verzug, so geht dieGefahr im Verzugszeitpunkt auf ihn über. Das gleiche gilt, wenn dieMontage aus Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten hat,unterbrochen wird, und wenn der Auftragnehmer die bis dahinerbrachten Leistungen einvernehmlich in die Obhut desAuftraggebers übergeben hat.Das Objekt ist nach Fertigstellung der Leistung abzunehmen. Dies giltauch für in sich abgeschlossene Teilleistungen.Im Übrigen gelten die §§ 7 und 12 der VOB, Teil B.
7. Gewährleistung und Schadenersatz7.1 Die Geltendmachung offensichtlicher Mängel nach Abnahme istausgeschlossen. Nicht offensichtliche Mängel sind innerhalb dermaßgebenden Gewährleistungsfrist nach § 13 VOB, Teil B, zu rügen.7.1a Ausgenommen hiervon sind alle Teile die nicht im Umfang derHerstellung unserer  Firma  liegen,  wie  z.B.   Kunststoffplatten,Dichtungen, Holzprodukte, Glas, Scheiben usw. (Kaufteile). Diese Teileunterliegen der Gewährleistungsfrist des jeweiligen Herstellers(meistens 2 Jahre).7.2 Aufrechnungen mit anderen als unbestritten oder rechtskräftig,festgestellten Forderungen sind ohne vorherige Vereinbarung nichtstatthaft.7.3 Unwesentliche, zumutbare Abweichungen in den Abmessungen undAusführungen insbesondere bei Nachbestellungen berechtigen nichtzu Beanstandungen, es sei denn, dass die Einhaltung von Maßen undFarbtönen ausdrücklich vereinbart worden ist. TechnischeVerbesserungen sowie notwendige technische Änderungen geltenebenfalls als vertragsmäßig, soweit sie keine Wertverschlechterungdarstellen.



Allgemeine Geschäftsbedienungen7.4 Bei Anfall von Schneid-, Schweiß-. Auftau- und/oder Lötarbeiten hatder Auftragnehmer den Auftraggeber auf die damit verbundenenGefahren hinzuweisen. Der Auftraggeber ist verpflichtet, denAuftragnehmer auf etwaige Gefahren (z.B. Feuergefährlichkeit inRäumen oder Materialien) aufmerksam zu machen und alleSicherheitsmaßnahmen (z.B. Stellung von Brandwachen,Feuerlöschmaterial usw.) zu treffen.7.5 Über das Vorstehende hinausgehende Ansprüche insbesondere aufSchadenersatz, Vertragsstrafen oder entgangenen Gewinn sindausgeschlossen, es sei denn, sie berufen auf einer vorsätzlichen odergrob fahrlässigen Vertragsverletzung des Auftragnehmers oder seinesgesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen.Schadensersatzansprüche nach dem Gesetz über die Haftung fürfehlerhafte Produkte (ProdHaftG) bleiben unberührt.
8. Eigentumsvorbehalt8.1 Gelieferte Gegenstände (Vorbehaltsgegenstände) bleiben bis zurvollständigen Erfüllung sämtlicher Ansprüche Eigentum desAuftragnehmers.8.2 Der Auftraggeber ist verpflichtet, Pfändungen derVorbehaltsgegenstände beim Auftragnehmer unverzüglich schriftlichanzuzeigen und die Pfandgläubiger von dem Eigentumsvorbehalt zuunterrichten.Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, die ihm unterEigentumsvorbehalt gelieferten Gegenstände zu veräußern, zuverschenken, zu verpfänden oder zur Sicherheit zu übereignen.8.3 Erfolgt die Lieferung für einen vom Auftraggeber unterhaltenenGeschäftsbetrieb, so dürfen die Gegenstände im Rahmen einerordnungsgemäßen Geschäftsführung weiter veräußert werden. Indiesem Fall werden die Forderungen des Auftraggebers gegen denAbnehmer aus der Veräußerung bereits jetzt an den Auftragnehmerabgetreten. Bei Weiterveräußerung der Gegenstände auf Kredit hatsich der Auftraggeber gegenüber seinem Abnehmer das Eigentumvorzubehalten. Die Rechte und Ansprüche aus diesemEigentumsvorbehalt gegenüber seinem Abnehmer tritt derAuftraggeber hiermit an den Auftragnehmer ab.



Allgemeine Geschäftsbedienungen8.4 Werden die Vorbehaltsgegenstände vom Auftraggeber bzw. imAuftrag des Auftraggebers als wesentliche Bestandteile in dasGrundstück eines Dritten eingebaut, so tritt der Auftraggeber schonjetzt gegen den Dritten oder den, den es angeht, etwa entstehendeForderungen auf Vergütung mit allen Nebenrechten, einschl. derEinräumung einer Sicherheitshypothek, an den Auftragnehmer ab.8.5 Werden Vorbehaltsgegenstände als wesentliche Bestandteile in dasGrundstück des Auftraggebers eingebaut, so tritt der Auftraggeberschon jetzt die aus einer Veräußerung des Grundstücks oder vonGrundstücksrechten entstehenden Forderungen mit allenNebenrechten an den Auftragnehmer ab.Übersteigt der Wert der für den Auftragnehmer bestehendenSicherheiten seine Forderungen nicht nur vorübergehend uminsgesamt mehr als zehn Prozent, so ist der Auftragnehmer aufVerlangen des Auftraggebers zur entsprechenden Freigabe vonSicherheiten nach seiner Wahl verpflichtet.8.6 Erfüllt der Auftraggeber seine Verpflichtungen gegenüber demAuftragnehmer nicht oder nicht pünktlich oder wirkt er inunzulässiger Weise auf die unter Eigentumsvorbehalt geliefertenGegenstände ein, so kann der Auftragnehmer unbeschadet des ihmzustehenden Anspruchs auf Erfüllung des Vertrages die Gegenständeherausverlangen, sofern eine dem Auftraggeber zur Erfüllung seinerVerpflichtung gesetzte angemessene Frist erfolglos verstrichen ist.Hat der Auftraggeber den Vertrag erfüllt, so hat der Auftragnehmerdie Gegenstände zurückzugeben. Die vorstehende Regelung gilt nichtfür Abzahlungsgeschäfte.
9. GerichtsstandSind beide Vertragsparteien Vollkaufleute, so ist ausschließlicherGerichtsstand der Geschäftssitz des Auftragnehmers.
10. RechtsgültigkeitSind einzelne der vorgenannten Vertragsbestimmungen ganz oderteilweise nicht Vertragsbestandteil geworden oder unwirksam, sobleibt der Vertrag im Übrigen wirksam.


